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TRADUCCIÓN ALEMÁN-CASTELLANO 

(Perfiles 8, 22 y 28) 

Die staatliche Förderung politischer Stiftungen bedarf eines gesonderten 
Parlamentsgesetzes 

Pressemitteilung 

Mit heute verkündetem Urteil hat das Bundesverfassungsgericht entschieden, dass der Deutsche 
Bundestag durch den Erlass des Haushaltsgesetzes 2019 die Partei XXX (im Folgenden: 
Antragstellerin) in ihrem Recht auf Chancengleichheit im politischen Wettbewerb verletzt hat, 
soweit dieses die Ausreichung von Globalzuschüssen zur gesellschaftspolitischen und 
demokratischen Bildungsarbeit für politische Stiftungen ermöglicht, ohne dass dem ein 
gesondertes Parlamentsgesetz zugrunde liegt. 

Die YYY-Stiftung, eine der Antragstellerin nahestehende politische Stiftung, ist derzeit von der 
staatlichen Stiftungsfinanzierung ausgeschlossen. Ihre Versuche, für die Jahre 2018 bis 2022 
staatliche Fördermittel zu erhalten, blieben erfolglos. Hierdurch sieht sich die Antragstellerin in 
ihrem Recht auf Chancengleichheit verletzt. 

Die Nichtberücksichtigung der YYY bei der Zuweisung von Globalzuschüssen für die 
gesellschaftspolitische und demokratische Bildungsarbeit im Bundeshaushalt 2019 greift in das 
Recht der Antragstellerin auf Chancengleichheit im politischen Wettbewerb gemäß Art. 21 Abs. 
1 des Grundgesetzes ein. Für die Rechtfertigung dieses Eingriffs bedarf es eines besonderen 
Parlamentsgesetzes, an dem es hier fehlt. Der auf den Erlass des Haushaltsgesetzes 2019 bezogene 
Antrag hat daher Erfolg. 

Sachverhalt: 

Nach der bisherigen politischen Praxis weisen die Gesetzesvorlagen zum Haushaltsplan 
Globalzuschüsse für politische Stiftungen aus. Deren Höhe orientierte sich jeweils an den 
Zuwendungen des Vorjahres und wurde im Rahmen des parlamentarischen Verfahrens durch die 
Mitglieder des Haushaltsausschusses gesondert beraten.  

Am 6. November 1998 gaben die fünf bis dahin geförderten politischen Stiftungen eine 
„Gemeinsame Erklärung zur staatlichen Finanzierung der Politischen Stiftungen“ ab. Darin 
wurde unter anderem ausgeführt, der Staat genüge seiner verfassungsrechtlichen 
Neutralitätsverpflichtung, wenn er bei der Finanzierung der politischen Stiftungen alle dauerhaft 
ins Gewicht fallenden politischen Grundströmungen berücksichtige. Ein geeigneter Anhaltspunkt 
für die Dauerhaftigkeit einer ins Gewicht fallenden Grundströmung könne eine wiederholte 
Vertretung, dabei zumindest einmal in Fraktionsstärke, der nahestehenden Partei im Deutschen 
Bundestag sein. 
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In den Bundeshaushaltsplan 2022 wurde ein Vermerk aufgenommen, wonach Globalzuschüsse 
zur gesellschaftspolitischen und demokratischen Bildungsarbeit „nur politischen Stiftungen 
gewährt werden, die nach ihrer Satzung und ihrer gesamten Tätigkeit jederzeit die Gewähr bieten, 
dass sie sich zu der freiheitlichen demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes 
bekennen und für deren Erhaltung eintreten.“ 

Die Antragstellerin ist eine im Deutschen Bundestag, zeitweilig in allen Landtagen sowie im 
Europäischen Parlament vertretene politische Partei. Im Jahr 2017 zog sie mit einem 
Zweitstimmenergebnis von 12,6 % erstmalig in den Bundestag ein. Bei der nachfolgenden 
Bundestagswahl 2021 erreichte sie ein Zweitstimmenergebnis von 10,3 %. Die Antragstellerin 
erkannte die YYY im Jahr 2018 als die ihr nahestehende politische Stiftung an.  

Wesentliche Erwägungen des Gerichts: 

Das Grundgesetz garantiert den politischen Parteien nicht nur die Freiheit ihrer Gründung und die 
Möglichkeit der Mitwirkung an der politischen Willensbildung, sondern auch, dass diese 
Mitwirkung auf der Basis gleicher Rechte und gleicher Chancen erfolgt. 

Staatliche Leistungen, die zu einer Verfälschung der politischen Wettbewerbslage führen können, 
stellen einen Eingriff in das Recht der politischen Parteien auf Chancengleichheit dar. Derartige 
Eingriffe bedürfen verfassungsrechtlicher Rechtfertigung. Wenn sich die Legitimation zum 
staatlichen Handeln nicht schon unmittelbar aus der Verfassung ergibt, dann ist eine gesonderte 
gesetzliche Eingriffsgrundlage erforderlich.  


